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Einleitung
Julian Junk, Christopher Daase und Nicole Deitelhoff

Extremismus ist kein neues Phänomen. Im Gegenteil: in jedem politischen Sys-
tem gibt es extreme Ansichten; in der Bundesrepublik Deutschland ist die Wehr-
haftigkeit gegenüber Extremismen, die die liberale Demokratie infrage stellen, 
einer der wesentlichen Bausteine der politischen wie zivilgesellschaftlichen Ord-
nung. Auch wenn extreme politische Ansichten in der letzten Dekade an Auf-
merksamkeit gewonnen zu haben scheinen, so gab es solche Konjunkturen schon 
immer: von der öffentlichen Auseinandersetzung mit Linksextremismen in den 
1970er und 1980er Jahren über Rechtsextremismen insbesondere in den 1990er 
Jahren bis hin zu islamistischen Extremismen in den letzten fünfzehn Jahren. 
Schon immer waren diese Aufmerksamkeitskonjunkturen gleichermaßen Trei-
ber für sicherheitspolitische Maßnahmen und für Forschungen zu Ursachen und 
Konsequenzen extremistischer Bestrebungen. Neu mag in den letzten Jahren sein, 
dass rechtsextreme Gewalttaten, rechtspopulistische Tendenzen und islamistische 
Gefährdungslagen gleichzeitig öffentliche Aufmerksamkeit erfahren, dass alle die-
se Phänomenbereiche auch durch technologischen Fortschritt dynamischer und 
interaktiver in ihren Weiterentwicklungen und globaler und dichter in ihren Ver-
netzungen wurden und dass eine schier unüberschaubare Vielzahl von öffentlich 
geförderten Programmen, die Prävention durch zivilgesellschaftliche Gruppen 
sowie staatliche Zwangsmaßnahmen, etwa durch Verschärfungen im Strafrecht, 
adressieren.

Sowohl politisch wie auch wissenschaftlich wurde es bislang weitestgehend 
versäumt, die Wissensbestände zu den verschiedenen Extremismusformen und 
zum Umgang mit diesen vergleichend auszuwerten und sich kritisch mit den Un-
terschieden wie auch Gemeinsamkeiten auseinanderzusetzen. Diese Zusammen-
führung eines bislang eher fragmentarisch vorhandenen Wissensstands ist auch 
deshalb wichtig, weil wir es mit einem sehr komplexen Zusammenspiel von ver-
schiedensten individuellen, gruppenbezogenen und gesellschaftlichen Ursachen 
illiberaler Radikalisierung zu tun haben. Um liberale Werte und Institutionen 
zu stärken und die Ambivalenz von Radikalität zwischen gesellschaftlicher Her-
ausforderung und Chance zu ergründen, müssen die Mechanismen individueller 
und kollektiver Radikalisierung in ihrer Breite verstanden werden – und zwar 
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vergleichend über aktuelle Konjunkturen der Aufmerksamkeit für Islamismus hi-
naus.

Die sieben Kapitel dieses Bandes bieten eine Bestandsaufnahme des For-
schungsstands zu Radikalisierung und Deradikalisierung. Die Beiträge eint ein 
breites Verständnis von Radikalisierung, das den Ambivalenzen der Geschichte 
dieses umstrittenen Begriffs gerecht wird. Dieses breite Verständnis von Radikali-
sierung wird im ersten Kapitel entwickelt – ein Verständnis, das der Prozesslogik 
des Begriffs ebenso gerecht wird wie Spannweite von gewaltfreier zu gewaltsamer 
Radikalisierung. Gleichwohl setzt jedes Kapitel eigene, dem jeweiligen Thema 
angepasste Akzente in der Begriffsverwendung. Es ist genau dieser Pluralismus, 
den die Radikalisierungsforschung so dringend benötigt. Denn nur dann kann 
sie umfassend auf gesellschafts- wie sicherheitspolitisch virulente Fragen mögliche 
Erklärungen liefern und Handlungsoptionen generieren.

Nach einem ersten Kapitel, in dem Abay Gaspar et al. nach einer kritischen 
Auseinandersetzung mit der aktuellen Gewaltzentrierung der Radikalisierungs-
forschung programmatisch vorschlagen, zwischen Radikalisierung in die Gewalt, 
Radikalisierung in der Gewalt und Radikalisierung ohne Gewalt zu unterschei-
den, beleuchten die folgenden drei Kapitel den Forschungsstand unterteilt nach 
drei Analyseebenen: der Radikalisierung von Individuen, der Radikalisierung von 
Gruppen sowie der Radikalisierungstendenzen auf der gesellschaftlichen Ebene. 
Die letzten drei Kapitel nehmen drei zentrale politische wie wissenschaftliche 
Herausforderungen in den Blick: Deradikalisierung, Online-Radikalisierung und 
die Evaluierung von Präventionsmaßnahmen. Im Kern arbeiten alle Kapitel den 
Forschungsstand zum jeweiligen Themenfeld auf und bewerten ihn. Daraus wer-
den Handlungsempfehlungen für verschiedene Adressatenkreise (von der Politik 
über die Präventionspraxis und Sicherheitsbehörden bis hin zur Wissenschaft) 
abgeleitet. Jedes Kapitel schließt mit einigen kommentierten Leseempfehlungen 
zur weiteren, vertiefenden Lektüre. Im Folgenden soll ein kurzer Überblick über 
einige zentrale Erkenntnisse dieser zwei Sektionen zu Analyseebenen und virulen-
ten Herausforderungen gegeben werden.

Individuelle, gruppenbezogene und gesellschaftliche 
Radikalisierung

In der Auswertung des Forschungsstands zu individueller Radikalisierung erläutern 
Srowig et al. im zweiten Kapitel, dass insbesondere die Aneignung extremistischer 
Denkmuster und die Mitgliedschaft in einer extremistischen Gleichaltrigengrup-
pe im Jugendalter zumeist auch eine (sozio-)biografische Funktion erfüllt – in der 
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Bewältigung kritischer Lebensereignisse, der Lösung von Entwicklungsaufgaben 
oder der Überwindung einer Statuspassage. Dabei geht es sowohl um die Reduk-
tion von Unsicherheiten und Identitätskonflikten als auch um die Befriedigung 
allgemeiner Bedürfnisse wie Zugehörigkeit und Anerkennung. Gruppenbezogene 
Ideologien sind dabei aber nicht vollkommen unbedeutend. Sie bieten Individu-
en subjektiv nachvollziehbare Deutungsmuster und individuelle Handlungsalter-
nativen für spezifische Problemlagen an, welche dann im biografischen Kontext 
relevant sind.

Erst in den letzten Jahren habe sich, so das Autorenteam des Kapitels, die For-
schung zunehmend auf multifaktorielle Erklärungsmodelle und darauf aufbau-
ender empirischer Forschung konzentriert. Zuvor waren Einzelzugänge, die sich 
auf Persönlichkeitsdispositionen, soziale Umfeldfaktoren oder gesellschaftliche 
Ungerechtigkeitsstrukturen als primäre Ursache für Radikalisierungsprozesse be-
ziehen, dominant, wurden aber aus unterschiedlichen Gründen der Komplexität 
von Radikalisierungsprozessen nicht gerecht. Ursachen individueller Radikalisie-
rungsprozesse können nur dann ergründet werden, wenn die Erkenntnisse bishe-
riger Forschungen zu Persönlichkeitsfaktoren im Kontext biografischer Analysen 
und sorgfältiger Forschungen über den Einfluss von Kontexteinflüssen erfolgen.

Individuelle Radikalisierungsverläufe sind fast immer mit Gruppenmitglied-
schaft verbunden. Im dritten Kapitel tragen Meiering et al. den Kenntnisstand zu 
Mechanismen gruppenbezogener Radikalisierung zusammen. Sie beschreiben grup-
peninterne Homogenisierungsprozesse, durch die sich ein kleiner Kreis von Ak-
tivistinnen und Aktivisten herausbildet, die beispielsweise bereit sind, eine Grup-
penideologie durch immer exzessivere Formen von Gewalt in die Tat umzusetzen. 
Besondere Dynamik entfalten diese Mechanismen, wenn sie in Interaktion mit 
gruppenexternen Prozessen treten. Gruppenradikalisierungen werden angefacht, 
wenn etwa subjektive Unrechtserfahrungen wie Diskriminierung, Marginalisie-
rung oder Deprivation von bestimmten Gruppen als Teil eines politischen (oder 
religiösen) Kampfes interpretiert werden. Aber auch Interaktionsdynamiken wie 
Auseinandersetzungen mit der Staatsmacht, Repressionen, Konfrontationsgewalt 
oder Kriminalisierung können eine Radikalisierungsspirale beschleunigen. Neben 
den (eher formellen) Interaktionsaktionsdynamiken spielen auch kognitive, so-
zialisierende und ideologische Prozesse eine große Rolle für Gruppenradikalisie-
rungen. Erst durch sie wird verständlich, auf welche Art und Weise eine derartige 
Homogenität innerhalb der Gruppe hergestellt werden kann, die potenziell auch 
Gewalthandeln begünstigt. Kollektive Deutungsmuster entstehen vor allem in 
jugendlichen Gruppen durch die Sozialisation in bestimmten Subkulturen, die 
unter anderem auch als Gegenkultur oder Popkultur strukturiert sein können, 
wodurch sie leichter in bürgerlichere Milieus und den gesamtgesellschaftlichen 



10	 Junk/Daase/Deitelhoff

Diskurs eindringen. Gruppen wirken so auch als Katalysator für gesellschaftliche 
Radikalisierungstendenzen.

Bestimmte ideologische Elemente (sogenannte Narrative) unterschiedlicher 
radikaler Gruppen folgen, so Meiering et al., oft ähnlichen Mustern. Den ge-
meinsamen Nenner bilden ähnliche Feindbilder: die Moderne, der Universalis-
mus, die Juden, der Feminismus. Diese Antagonismen erzeugen Gegnerschaft 
und befördern Vorstellungen von hierarchischen Gesellschaftsordnungen. Die 
radikalen Gruppen erheben Deutungshoheit darüber, wie die Gesellschaft funk-
tionieren soll und welche Formen des Zusammenlebens legitim und welche mit 
radikalen Mitteln bekämpft werden müssen; nicht zuletzt in Bezug auf »die« rich-
tige Familie und »das« richtige Geschlechterverständnis.

Meiering et al. identifizieren Brückennarrative, welche die ideologischen Ge-
meinsamkeiten der verschiedenen radikalen Gruppen umfassen. Brückennarra-
tive werden auf jeweils unterschiedliche Art angeeignet und zugeschnitten, sind 
aber inhaltlich, strukturell und funktional ähnlich und bieten die Möglichkeiten 
für Allianzbildungen. Das erste Bündel von Narrativen umfasst Antiimperialis-
mus, Antimodernismus und Antiuniversalismus und hat als gemeinsamen Flucht-
punkt den Antisemitismus. Im zweiten Brückennarrativ, dem Antifeminismus, 
treffen sich völkische Nationalisten, christliche und islamische Fundamentalisten 
und islamistische Dschihadisten. Ihnen allen ist gemeinsam, dass sie Sexualität 
zu einem Scharnier zwischen ihrer – völkisch oder religiös fundierten – Gesell-
schaftsvorstellung und dem Individuum beziehungsweise der Familie schmieden. 
Dazu gehören neben der Ablehnung emanzipativer, feministischer Bewegungen 
auch heroische Männlichkeitsvorstellungen. Das dritte Brückennarrativ bildet 
die Vorstellung, im (legitimen) Widerstand zu handeln und dadurch Gewalt zu 
rechtfertigen. Um abzubilden, dass es sich nicht nur um ein ideologisches Phäno-
men handelt, sondern auch um Aktionsformen, die beispielsweise Bürgerwehren 
oder Scharia-Polizei umfassen, sprechen die Autorinnen und Autoren von einem 
Widerstands-Dispositiv. Dieses Brückennarrativ birgt, so die Argumentation des 
Kapitels, das größte Potenzial für Radikalisierungsprozesse. Das Kapitel schließt 
mit der Empfehlung, dass gerade die Präventionsarbeit diese Brückennarrative 
berücksichtigen sollte: wenn sie in der politischen Bildungsarbeit nicht einzelne 
(Gesellschafts-)Gruppen adressiert, sondern auch deren gemeinsamen ideologi-
schen Muster anspricht, kann sie in bestimmten Kontexten effektiver agieren.

In der internationalen wie nationalen Radikalisierungsforschung dominiert 
ein Fokus auf Ebene von Individuen und die von Kleingruppen. Die Gesellschaft 
bringen viele dieser Arbeiten vorrangig als soziales Umfeld oder Umwelt ein, de-
ren Strukturen die Handlungen und Einstellungen von radikalisierten oder sich 
radikalisierenden Individuen und Gruppen beeinflussen. Seltener sind jedoch die 
Studien, deren Interesse unmittelbar auf die gesellschaftliche Ebene gerichtet ist. 



	 Einleitung� 11

Denn nicht nur Einzelne oder Gruppen können sich radikalisieren – es gibt auch 
eine gesellschaftliche Dimension von Radikalisierung. Herschinger et al. gliedern 
das vierte Kapitel in zwei Teile: einen konzeptionellen Teil (Was bedeutet Radi-
kalisierung der Gesellschaft?) und einen, der die begünstigenden Faktoren einer 
gesellschaftlichen Radikalisierung aus der Literatur herausarbeitet. In letzterem 
weitet das Kapitel den Blick um Faktoren jenseits der Radikalisierungsforschung, 
das heißt um Faktoren, die eine Radikalisierung der Gesellschaft bewirken: die 
(problematische) Entwicklung von Parteipolitik, der öffentlichen Meinung und 
des politischen und medialen Diskurses, aber auch das Verhältnis von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen und Minderheiten, der Umgang mit Widerstand sowie die 
Zunahme von Gewalt beziehungsweise deren Akzeptanz.

Im Ergebnis zeigt die Aufarbeitung des Forschungsstands zu den verschiedenen 
Facetten gesellschaftlicher Radikalisierung, dass gesellschaftspolitisch relevante 
Veränderungen – wie extremistische Einstellungen in der Mitte der Gesellschaft, 
die Zunahme des Populismus, ein problematischer Umgang mit Migration, Is-
lamfeindlichkeit, Antisemitismus und ausgrenzende Konstruktionen deutscher 
Identität – polarisieren. Politische Polarisierung befördert potenziell eine Radi-
kalisierung der Gesellschaft und führt zu nachlassender gesellschaftlicher Kohä-
sion: Polarisierung bedeutet automatisch die feindliche Gegenüberstellung von 
extremistischen Individuen, Gruppen, Milieus oder Schichten mit Vertreterin-
nen und Vertretern nicht-radikalisierter Positionen. Problematisch sei dies, so die 
Autorinnen und Autoren des Kapitels, da radikale Einstellungen nicht nur den 
herrschenden Normen den Rücken kehren und eine Normverschiebung hin zu 
weniger Offenheit, Diversität und Pluralität in einer Gesellschaft bewirkten. Es 
steige dadurch auch die Bereitschaft zur Gewaltanwendung. In dieser Infragestel-
lung der Legitimität der herrschenden Ordnung liegt die gesamtgesellschaftliche 
Radikalisierungswirkung von radikalisierten Individuen, Gruppen, Milieus oder 
Schichten. Daraus ergibt sich, so die Argumentation des Kapitels, die Notwen-
digkeit, gesellschaftliche Resilienz vor allem durch politische und transkulturelle 
Bildungsarbeit zu stärken sowie die öffentliche Debatte zu zivilisieren.

Deradikalisierung, Online-Radikalisierung und Evaluation  
als aktuelle Herausforderungen

Die Trägerlandschaft der Extremismusprävention ist in Deutschland so divers wie 
das föderale System der Bundesrepublik. Aktuelle Arbeitsfelder der Extremismus-
prävention und Deradikalisierung umfassen Angehörigen- und Umfeldberatung, 
direkte Beratung und Begleitung von radikalisierungsgefährdeten und (teil-)radi-
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kalisierten Personen sowie die Ausstiegsbegleitung und Stabilisierung von radika-
lisierten Personen. Baaken et al. zeigen im fünften Kapitel, dass in Deutschland, 
wie auch international, nach wie vor eine Konfusion verschiedener Begrifflichkei-
ten und Systematisierungen zu beobachten ist. Dies erschwert die praktische (Ko-
operations-)Arbeit deutlich. Zentrale Akteure aus Praxis, Wissenschaft, (Sicher-
heits-)Behörden und Politik verwenden nicht nur unterschiedliche Definitionen, 
es herrscht auch keine Einigkeit darüber, was Deradikalisierung (praktisch) zu 
bedeuten hat. Die Autorinnen und Autoren streichen aber heraus, dass dies nicht 
nur negative Konsequenzen haben muss: Das in Deutschland bestehende Hyb-
ridmodell aus staatlichen und zivilgesellschaftlichen Zuständigkeiten kann, bei 
richtiger Akzentuierung und einem zielführenden Management von Pluralismus, 
als Chance für die Extremismusprävention gewertet werden. Gleiches gilt für die 
Vielfalt an Ansätzen und Profilen der Beratenden. In den Zielvorstellungen sollte 
aber Einigkeit herrschen, um Deradikalisierungsarbeit effizienter und effektiver 
zu gestalten.

Dazu sind aber eine Reihe von Investitionen und Programmänderungen nö-
tig. Diese reichen in den Empfehlungen des Autorinnenteams vom Ausbau von 
Regelstrukturen beispielsweise in der Bildungs- und Jugendhilfe über längeren 
Projektlaufzeiten bis hin zu klaren rechtlichen Rahmenbedingungen der in der 
Präventionsarbeit Tätigen.

Im sechsten Kapitel geben Neumann et al. eine Übersicht über den For-
schungsstand zu einer weiteren aktuellen Herausforderung im Umgang mit Radi-
kalisierungstendenzen: sowohl die generellen Dynamiken als auch die spezifische 
Bereiche der taktischen und strategischen Entwicklung von Online-Radikalisie-
rung. Darüber hinaus beleuchtet das Autorenteam die Faktoren, die dazu führen, 
dass extremistische Aktivistinnen und Aktivisten ihr digitales Nutzverhalten ste-
tig anpassen. Zwei Kernaussagen ergeben sich aus der Literaturschau. Zum Ers-
ten scheint im »Online-Extremismus« nur sehr selten eine besonders innovative 
Art und Weise der Nutzung der Möglichkeiten des Internets durch – es ist eher 
ein laienhafter Umgang, der nichtsdestotrotz Herausforderungen für Politik, Si-
cherheitsbehörden, Zivilgesellschaft und Wissenschaft beinhaltet. Zum Zweiten 
stimmen Forscherinnen und Forscher größtenteils darin überein, dass Methoden 
zur Bekämpfung von »Online-Extremismus« nicht erfolgreich sein können, wenn 
sie nicht gleichzeitig die entsprechenden Offline-Erscheinungsformen verstehen 
und ihnen entgegenwirken. Politische Entscheidungsträgerinnen tendieren noch 
immer dazu, zwischen Online- und Offline-Bereichen von Extremismus zu un-
terscheiden. Zwei Jahrzehnte akademischer Forschung zeigen jedoch auf, dass 
eine solche Unterscheidung nur schwerlich gemacht werden kann und – wenn 
Präventionsstrategien auch funktionieren sollen – nicht gemacht werden darf. 
Um sinnvolle Präventionsstrategien zu entwickeln, sind eine Balance von »positi-
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ven« und »negativen« Anreizen, eine strukturierte Form der Interaktion zwischen 
öffentlichen und privaten Praktikerinnen und Praktikern sowie eine ständige Re-
flektion der rechtlichen und ethischen Implikationen von Medienzensur und der 
Sperrung von Nutzerkonten vonnöten.

All dies setzt auch Kenntnisse über Wirkungen von Präventionsmaßnahmen 
voraus. Evaluation hilft zu verstehen, wie die Prävention von Radikalisierung und 
Extremismus im gesellschaftlichen Kontext wirkt. Allerdings werden an Evalu-
ation teils überzogene Erwartungen hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit und 
Durchführbarkeit gestellt. Armborst et al. argumentieren im siebten Kapitel, dass 
das berechtige Interesse an belastbaren Wirksamkeitsnachweisen bei der Planung 
und Umsetzung von Evaluationsstudien im Bereich Deradikalisierung, Distan-
zierung und Prävention von Radikalisierung auf beträchtliche Schwierigkeiten 
stößt. Die Idee einer »evidenzbasierten« Prävention kann nur dann funktionieren, 
wenn die Evaluationsforschung sich der Eigenheiten, Widersprüche und Kontro-
versen in Wissenschaft und Praxis bewusst ist und diese kritisch reflektiert.

Das Kapitel bewertet verschiedene Ansätze für die Evaluierung der Effekte 
von Präventionsmaßnahmen im Bereich der Radikalisierungsprävention, Dera-
dikalisierung und Demobilisierung (sogenannte Wirkungsevaluationen), auch 
wenn es dafür keine Blaupausen geben kann. Es werden jedoch erfolgverspre-
chende Evaluationsansätze, wie die Realist Evaluation, logische Modelle und an-
dere Evaluationsformen, vorgestellt. Sie erscheinen als pragmatischer und realisti-
scher Mittelweg zwischen dogmatischen Positionen in der Evaluationsforschung 
in Bezug auf Evidenzbasierung. Eine entsprechend ausgerichtete Evaluationskul-
tur kann, so die Autorinnen und Autoren des Kapitels, in der Projektlandschaft 
wiederkehrende Programmmechanismen identifizieren und deren kontextspezifi-
sche Effekte empirisch untersuchen. Abschließend geht das Kapitel auf Qualitäts-
merkmale und Standards der Evaluationsforschung ein. Gütekriterien helfen den 
Auftraggebern und Adressatinnen von Evaluationsstudien, deren Verlässlichkeit 
und Aussagekraft abzuschätzen.

Jenseits von themenspezifischen Handlungsoptionen sind sich die Kapitel in 
ihren themenübergreifenden Empfehlungen einig: wenn es schon aufgrund der 
föderalen Strukturen in Deutschland immer eine Pluralität von Zugängen, von 
Projektförderquellen und -vorgaben und von Themenkonjunkturen gibt, so muss 
man dies nicht nur als Stärke annehmen, sondern Vielfalt auch im Rahmen dieser 
Vorgaben in einer nachhaltigen Weise steuern. Präventionsarbeit und Sicherheits-
politik benötigen einen langen Atem und deshalb auch Karrierepfade für hoch-
qualifizierte Expertinnen und Experten – in Praxis und in Wissenschaft. Eine 
reine Projektlogik, die auf Kurzfristigkeit und ständigen Modellcharakter setzt, 
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ist weder effizient noch effektiv; ja sogar kontraproduktiv, wenn sie mit unklaren 
oder gar widersprüchlichen Zielvorgaben über verschiedene Förderprogramme 
oder gar innerhalb eines Förderprogramms operiert. Die Fachpraxis muss auch 
weiterhin darauf dringen, dass auch im Präventions- und Bildungsbereich alle 
Spielräume für den Ausbau von Regelstrukturen genutzt werden – in der Um-
setzung von sicherheitspolitischen Maßnahmen scheint hier oft mehr Wille vor-
handen zu sein. In der Wissenschaft sind interdisziplinäre, multimethodische 
Langzeitstudien vonnöten, die den Bogen von politischer Bildung über die breite 
Präventionsarbeit bis hin zu sicherheitspolitischen, repressiven Maßnahmen zu 
spannen vermögen und die alle Formen von Radikalisierung vergleichend in den 
Blick nehmen.

Die Autorinnen und Autoren dieses Bandes sind aus diesem Grund auch 
interdisziplinär und heterogen hinsichtlich ihrer eher wissenschaftlichen oder 
eher praxisbezogenen Expertise zusammengesetzt. Die Strukturierungen und die 
Empfehlungen der einzelnen Kapitel spiegeln deshalb auch immer das Ergebnis 
von Aushandlungsprozessen wider – und diese öffneten nicht selten dadurch neue 
Kommunikationspfade und Anregungen zu dringend benötigten interdisziplinä-
ren Forschungsideen an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Fachpraxis. 
Die Autorinnen und Autoren sind Teil eines vom Leibniz-Institut Hessische Stif-
tung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK) koordinierten Forschungsnetz-
werks »Gesellschaft Extrem: Radikalisierung und Deradikalisierung in Deutsch-
land«, welches vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
gefördert wird. Dieser Band und die Koordination verschiedener Forschungs- 
und Praxisnetzwerke innerhalb dieses Projekts haben erheblich von einer Team-
leistung profitiert. Wir danken insbesondere Magdalena von Drachenfels, Eva 
Herschinger, Philipp Offermann, Klara Sinha, Manuel Steinert, Clara-Auguste 
Süß und Carmen Wunderlich. Weitere Informationen zum Projekt sowie Hin-
weise zu weiteren Publikationen und zu Informationsfilmen finden sich unter: 
www.gesellschaftextrem.hsfk.de.
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Einleitung

Die politische Landschaft verändert sich und mit ihr die wissenschaftlichen Ver-
suche, sie konzeptionell in den Griff zu bekommen. Immer deutlicher wird, dass 
sich Menschen, Gruppen und ganze Gesellschaften von demokratischen Grund-
überzeugungen und liberalen Werten ab- und autoritären, politisch-radikalen 
oder religiös-fundamentalistischen Einstellungen zuwenden. Das gilt nicht nur 
für die deutsche Gesellschaft, in der rechtsnationale Parteien wie die Alternative 
für Deutschland (AfD) im Aufwind sind und der gesellschaftliche Zusammenhalt 
zunehmend in Gefahr ist. In anderen europäischen Ländern wie Polen, Ungarn 
und Italien sind bereits offen antiliberale Regierungen an der Macht und schrän-
ken als sicher geglaubte demokratische Grundfreiheiten ein. Und in den USA, 
dem role model liberaler Demokratie des 20. Jahrhunderts, wird es immer schwie-
riger, liberale Positionen gegen offenen Chauvinismus zu vertreten.

Diese vielfältigen innergesellschaftlichen und internationalen Entwicklungen 
werden häufig mit dem Begriff der »Radikalisierung« charakterisiert. Das ist umso 
erstaunlicher, als Radikalismus im Europa des 19. und frühen 20. Jahrhunderts 
als politischer Richtungsbegriff einer fortschrittlichen Bürgerlichkeit galt und 
sich Anhänger des politischen Liberalismus als ›radikal‹ bezeichneten. Dass heu-
te Radikalität mit links- und rechtsextremen Positionen, religiösem Fanatismus 
und vor allem mit politischer Gewalt in Verbindung gebracht wird und dass der 
Begriff heute synonym mit Extremismus verwendet wird, sagt viel über die Kri-
senwahrnehmung unserer Zeit aus: Liberale Gesellschaften sehen ihre normative 
Ordnung massiv bedroht und reagieren mit Abschottungs- und Exklusionsmaß-
nahmen, die bis an die Aufgabe liberaler Grundwerte reichen. Angesichts dieser 
Entwicklung ist es wichtig, Radikalisierung als ein Krisenphänomen zu verstehen, 
bei dem es nicht nur um die Leistungsfähigkeit des Staates geht, Sicherheit und 
nationale Identität zu gewährleisten. Vielmehr werden in der politischen und ge-
sellschaftlichen Debatte darüber, wer und was »radikal« ist und wie mit »Radi-
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kalisierung« umgegangen werden soll, die Grundlagen der politischen Ordnung 
neu verhandelt und nicht zuletzt die sie konstituierende Gemeinschaft bestimmt.

Angesichts dieser begrifflichen Mehrdeutigkeit verwundert es nicht, dass der 
Radikalisierungsbegriff in die Kritik geraten ist. Er sei vor allem ein politischer 
Begriff, mit dem unliebsame Phänomene bezeichnet und kriminalisiert würden. 
So bezeichnet Lorenzo Vidino den Radikalisierungsbegriff als »inherently arbit-
rary, lacking a common definition and often simply used to negatively connote 
ideas one does not like« (Vidino 2013: 11). Häufig, so argumentiert auch Gilles 
Kepel, zeige sich in der Verwendung dieses Begriffs die Ideenlosigkeit von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern (Kepel 2016). Manche Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler fordern deshalb den Verzicht auf den Begriff der Radikali-
sierung und die Rückkehr zu alternativen Konzepten wie etwa »gewaltsamen Ex-
tremismus« (Haddara 2017: 2) und schlagen vor, vom »politischen Extremismus« 
zu reden (Backes 2006). Dass Begriffe umstritten sind, ist nicht ungewöhnlich. 
Gerade in der Politik und der Politikwissenschaft haben wir es mit »grundsätzlich 
umstrittenen Begriffen«, »essentially contested concepts«, zu tun (Gallie 1956), weil 
sie Gegenstand politischer Auseinandersetzungen und damit an Werte und Ide-
en gebunden sind, über die nicht leicht Einigkeit herzustellen ist. Das macht es 
zwar schwierig, sich auf eine einheitliche Definition zu verständigen, aber nicht 
unmöglich, die Bedeutung so weit zu präzisieren, dass wissenschaftliche Analysen 
möglich sind und auch ein politisches Verständnis hergestellt werden kann, auf 
dessen Grundlage verbindliche Entscheidungen getroffen und kritisch reflektiert 
werden können. Ein Verzicht auf den Begriff der Radikalisierung würde den po-
litischen Streit über dessen Bedeutung dagegen nur auf andere Begriffe verschie-
ben. Wichtiger sind die Rekonstruktion des Begriffs und seine Präzisierung.

Im Folgenden werden wir zunächst die gegenwärtige Debatte um den Radika-
lisierungsbegriff skizzieren und zeigen, dass sich an der Frage, wie Radikalisierung 
und Gewalt sich zueinander verhalten, entscheidet, welche Bedeutung favorisiert 
wird. Im dritten Teil plädieren wir für ein weites Verständnis von Radikalisierung, 
um einerseits die ganze Bandbreite von Radikalisierungsphänomenen in den Blick 
nehmen zu können und andererseits differenzierte normativ-politische Bewertun-
gen unterschiedlicher Phänomenbereiche zu erlauben – der Extremismusbegriff 
bietet diese Möglichkeiten nicht. Ein weites Verständnis von Radikalisierung bie-
tet auch für den Pluralismus der analytischen Zugänge, die dieser Band in seinen 
verschiedenen Beiträgen versammelt, eine begriffliche Klammer. Im vierten Teil 
wollen wir auf dieser Begriffsdiskussion aufbauend drei Formen von Radikalisie-
rung unterscheiden: (A) Radikalisierung in die Gewalt, (B) Radikalisierung in 
der Gewalt und (C) Radikalisierung ohne Gewalt. Welche Konsequenzen diese 
Unterscheidung für die Wissenschaft einerseits und die Politik andererseits hat, 
legen wir abschließend im fünften Teil kurz dar.
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Der umstrittene Radikalisierungsbegriff

Die synonyme Verwendung des Radikalisierungsbegriffs für die Hinwendung zur 
politischen Gewalt (Malthaner 2017: 371), für Wege in den (religiösen) Funda-
mentalismus (Dzhekova et al. 2016: 9) oder schlicht für Terrorismus hat spä-
testens mit den Anschlägen von Madrid (2004) und London (2005) eingesetzt 
(Ceylan/Kiefer 2017: 31; Pisoiu 2013b: 248–249; Neumann 2017b). Das Feld der 
Radikalisierungsforschung wurde zwar ab 2005 zunehmend von der Forschung 
zu Sozialen Bewegungen und politischer Gewalt beeinflusst, mit dem Fokus auf 
dschihadistische Radikalisierung hat es sich jedoch zunehmend zu einem eigen-
ständigen Forschungsstrang entwickelt. Standen im Laufe der Zeit gerade durch 
den Einfluss der Sozialen Bewegungsforschung noch Gruppenprozesse und 
-strukturen im Vordergrund der Analyse, sind in den letzten Jahren die Bedingun-
gen für individuelle Radikalisierung in das Zentrum des Forschungsfelds gerückt. 
Das ist wesentlich der dschihadistischen Militanz in westlichen Gesellschaften des 
letzten Jahrzehnts geschuldet, die vor allem individuelle Radikalisierungsverläufe 
akzentuierte (Malthaner 2017: 369, 378). Doch durch diese weitgehende Gleich-
setzung des Radikalisierungsbegriffs mit Terrorismus wird ein gewaltgebundenes 
Verständnis von Radikalisierung gefestigt, das in empirisch-analytischer Hinsicht 
verhindert, dass wir die Mechanismen von Radikalisierung besser verstehen kön-
nen, weil wir einen Teil des Phänomens von vornherein aus der Analyse aus-
schließen. Wir verzerren also systematisch unsere Untersuchungen. In normativ-
praktischer Hinsicht geraten so auch potenziell emanzipatorische Prozesse in den 
politischen Sog einer Sicherheitsdebatte, die ihnen ihre Legitimität abspricht.

Das war keineswegs immer so. Im Europa des 19. und frühen 20. Jahrhun-
derts waren es die Anhängerinnen und Anhänger des politischen Liberalismus 
beziehungsweise der Demokratie, die als Radikale bezeichnet wurden, und bis 
vor Kurzem galt Radikalismus als politischer Richtungsbegriff einer bürgerlichen 
Linken (Wende 1984; Backes 2006). Dass heute Radikalität, das heißt, die Ab-
sicht, politische Probleme »an der Wurzel zu packen«, mit links- und rechtsext-
remen Positionen, religiösem Fanatismus und politischer Gewalt in Verbindung 
gebracht wird, sagt viel über die Krisenwahrnehmung unserer Zeit aus: Liberale 
Gesellschaften sehen ihre normative Ordnung vielfältigen Bedrohungen ausge-
setzt und reagieren mitunter mit Abschottungs- und Exklusionsmaßnahmen, die 
bis an die Aufgabe liberaler Grundwerte reichen. Angesichts politischer Radi-
kalisierungstendenzen radikalisiert sich auch der gesellschaftliche Diskurs über 
Radikalisierung und der Begriff wird politisch vereinnahmt (Ackermann et al. 
2015). Dieser Tendenz wollen wir entgegenwirken, indem wir zunächst den Ra-
dikalisierungsbegriff von Extremismus und Terrorismus wieder abgrenzen, um 
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dann einen Definitionsvorschlag zu machen, der dem breiten Spektrum von Ra-
dikalisierungsphänomenen gerecht wird, ohne sie in eins zu setzen.

Die Gleichsetzung von Radikalisierung und Terrorismus findet sich freilich 
nicht nur im alltäglichen Sprachgebrauch in Politik und Medien, auch in der 
Radikalisierungsforschung selbst ist sie anzutreffen. So stellen Stufenmodelle der 
Radikalisierung, die Radikalisierungsprozesse als Ablaufsequenzen mit verschie-
denen Stationen betrachten (zur Übersicht siehe Borum 2011c), einen direkten 
Zusammenhang zwischen Radikalisierung und Terrorismus beziehungsweise 
Dschihadismus her (Wiktorowicz 2005; Logvinov 2017; Moghaddam 2005; Sil-
ber/Bhatt 2007). Gewaltanwendung wird in diesen Modellen als logischer End-
punkt von Radikalisierung verstanden, es sei denn, der Radikalisierungsprozess 
bricht vorher bereits ab. Dieser Abbruch wird aber oftmals nicht mit derselben 
Stringenz ausbuchstabiert. Im Gegenteil: Konzeptionell vorherrschend ist in die-
sen Modellen eine Art Automatismus hin zur Gewaltanwendung. Nur wenige 
Forscherinnen und Forscher (Borum 2011a; Dalgaard-Nielsen 2010; Frindte et al. 
2016; Clément 2014) räumen ein, dass es Radikalisierung auch ohne Gewalt ge-
ben kann. Die meisten, seien es Vertreter der Sozialen Bewegungsforschung oder 
der Terrorismusforschung (siehe della Porta/LaFree 2012; Moghaddam 2005; 
Doosje et al. 2016: 79), sehen Radikalisierung als einen Prozess, der zur Gewalt-
anwendung führt.

Durch die Verknüpfung von Radikalisierung und Terrorismus erhält der Be-
griff der »Radikalisierung« eine besonders negative Konnotation (Pisoiu 2011). 
Dabei hat die synonyme Verwendung beider Begriffe nicht nur eine analytisch-
empirische Verengung des Radikalisierungsbegriffs zur Folge, sondern dient ge-
legentlich auch zur Legitimation für unverhältnismäßige Gegenmaßnahmen wie 
flächendeckende Überwachung im öffentlichen Raum. Eine Abgrenzung der 
Begriffe ist deshalb sowohl analytisch als auch normativ-praktisch dringend ge-
boten. Allerdings besteht weder in der politischen Praxis noch in der Forschung 
Einigkeit hinsichtlich der Definition von »Terrorismus« (Schmid 2013: 5; Shaf-
ritz et al. 1991: 260). Wird jedoch die begriffstheoretische Definition von Daase 
und Spencer zugrundegelegt, die Terrorismus als ein Ereignis konzeptualisiert, 
»in der ein nicht-staatlicher Akteur gezielt manifeste Gewalt gegen Zivilisten ein-
setzt (Mittel), um Angst und Schrecken zu verbreiten (Ziel) und einen Staat zur 
Veränderung seiner Politik zu zwingen (Zweck)« (Daase/Spencer 2011: 29), dann 
lassen sich Radikalisierung und Terrorismus gut voneinander trennen. Aus der 
Definition geht nämlich der kommunikative und organisatorische Charakter des 
Terrorismus hervor, der bei der Radikalisierung nicht zwangsläufig vorhanden 
sein muss. Terrorismus kann demnach ein mögliches Ergebnis von Radikalisie-
rung sein, aber keineswegs mit Radikalisierung gleichgesetzt werden.
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Ganz ähnliche Probleme entstehen durch die synonyme Verwendung von 
Extremismus und Radikalisierung. Das beginnt schon damit, dass Extremis-
mus, anders als Radikalisierung, eine Zustandsbeschreibung enthält, aber keinen 
Prozess abbildet. Extremismus ließe sich, wenn überhaupt, nur mit Radikalität 
sinnvoll vergleichen. Darüber hinaus wird von Extremismus, zumindest im wis-
senschaftlichen Diskurs, im Kontext demokratischer Gesellschaften gesprochen. 
Extremismus wird als Ablehnung des demokratischen Verfassungsstaates, seiner 
Grundwerte und Verhaltensregeln verstanden (Backes/Jesse 1996; Kailitz 2004; 
Wiktorowicz 2004), während Radikalisierung unabhängig von politischen Sys-
temen als Form einer zunehmenden Infragestellung geltender Regeln gedacht 
werden kann.1 Trotz dieser offenkundigen Unterschiede halten sich aber Versu-
che, diese beiden Begriffe zusammenzudenken (vgl. dazu auch Backes 2006: 16). 
Böckler und Zick fassen Extremismus beispielweise als »Subkategorie des Radika-
lismus« (Böckler/Zick 2015: 101). Neumann argumentiert dagegen, Radikalismus 
sei noch nicht voll entwickelter Extremismus (Neumann 2013b: 4, 2016, 2017b: 
17). Beide Argumentationslinien sind problematisch, denn sie nehmen emanzipa-
torische Formen von Radikalisierung nicht in den Blick. Dieses Problem hat auch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz erkannt und unterscheidet deshalb explizit 
zwischen Extremismus und Radikalismus: Während der Extremismus Aktivitä-
ten darstellt, »die darauf abzielen, die Grundwerte der freiheitlichen Demokratie 
zu beseitigen«, haben radikale politische Auffassungen in unserer pluralistischen 
Gesellschaftsordnung ihren legitimen Platz, solange die Grundprinzipien unserer 
Verfassungsordnung anerkannt werden (Bundesamt für Verfassungsschutz 2017).

Zusammenfassend lassen sich mehrere Desiderate konstatieren: Zum einen 
wird die gewaltfreie Radikalisierung nicht als eigenständige Form der Radikali-
sierung verstanden, sondern allenfalls als Phase eines noch nicht voll entwickel-
ten Prozesses hin zur politischen Gewalttätigkeit. Dies führt in analytischer Per-
spektive dazu, dass nur ein eingeschränkter Blick auf Radikalisierung geworfen 
wird und in normativ-praktischer Perspektive das emanzipatorische Potenzial von 
Radikalisierung nicht erkannt wird. Darüber hinaus bleibt ein zweiter Phäno-
menbereich der Radikalisierung komplett unbeachtet: die Radikalisierung in der 
Gewalt. Dadurch, dass die Gewaltanwendung als die Endstufe eines Radikali-
sierungsprozesses betrachtet wird, bleibt die Untersuchung der weiteren Prozes-
sentwicklung mit dem Eintritt der Gewaltanwendung ausgespart. Doch Radi-

	 1	Im Extremismus wird häufig zwischen der Einstellungsebene (Befürwortung jeglicher Form von 
religiöser und rassischer Vorherrschaft in Verbindung mit der Ablehnung demokratischer Prin-
zipien) und der Handlungsebene in Form von Einschränkung/Gefährdung der Rechte und Frei-
heit anderer Menschen unterschieden, auf der ebenso der gewaltorientierte Extremismus zu 
verorten ist (Böckler/Zick 2015: 101–102). In diesem Sinne wird beispielsweise zwischen kogni-
tivem Extremismus (Einstellungsebene) und gewaltbereitem Extremismus (Handlungsebene) 
differenziert (Neumann 2017a: 44–45; Neumann 2013b: 3–4; Glaser et al. 2015: 35).
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kalisierung lässt sich auch nach der ersten Entscheidung zur Gewaltanwendung 
beobachten, etwa mit Blick auf die Erweiterung der Ziele politischer Gewalt oder 
ihrer Mittel. Der Übergang von Gewalt gegen Sachen zu Gewalt gegen Menschen 
oder der Strategiewechsel von Anschlägen auf Einzelpersonen zu Anschlägen auf 
Menschenmengen (mass casualty terrorism) kann zweifellos als Radikalisierung 
beschrieben werden (Parachini 2001; Daase 2005). Um dem Phänomenbereich 
der Radikalisierung in seiner ganzen Breite gerecht zu werden, ist es deshalb un-
erlässlich, über die Pfade der Radikalisierung in die Gewalt hinaus zu gehen und, 
empirisch und theoretisch, den Blick sowohl auf Radikalisierung ohne Gewalt als 
auch auf Radikalisierung in der Gewalt zu weiten.

Plädoyer für einen weiten Radikalisierungsbegriff

Im Folgenden befürworten wir deshalb ein breites Verständnis von Radikalisie-
rung und verstehen Radikalisierung als die zunehmende Infragestellung der Le-
gitimation einer normativen Ordnung und/oder die zunehmende Bereitschaft, die 
institutionelle Struktur dieser Ordnung zu bekämpfen. Damit setzen wir uns in 
mehrfacher Weise von gängigen Begriffsverwendungen ab.

Normativer vs. analytischer Begriff

Mit der vorgeschlagenen Definition favorisieren wir zunächst einen analytischen 
Begriff der Radikalisierung und im Zusammenhang damit auch von Radikalis-
mus. Historisch sind Radikalismus und Radikalisierung vor allem normativ be-
stimmt worden. Radikal ist demnach das oder derjenige, der nicht »normal« oder 
»moderat« ist (Sedgwick 2010). In der Auseinandersetzung um die Extremismus-
forschung in den 1970er und 1980er Jahren war versucht worden, den Begriff 
des »Radikalismus« normativ gegen den des »Extremismus« abzusetzen. Ossip 
K. Flechtheim hob »Radikalismus« positiv vom »Extremismus« ab, der »illusio-
när und realitätsfern, subjektivistisch und dogmatisch« sei (Flechtheim 1978: 59). 
Hans-Dieter Klingemann und Franz Urban Pappi argumentierten stärker analy-
tisch und definierten Extremismus als Negation demokratischer Werte und Ra-
dikalismus als Ablehnung demokratischer Methoden (Klingemann/Pappi 1972). 
Allerdings setzte sich diese Differenzierung nicht durch und wurde stattdessen 
zum Anlass genommen, die Aufgabe des Radikalismusbegriffs in der Forschung 
zu fordern und sich ganz auf den normativ eindeutigeren Extremismusbegriff zu 
konzentrieren (Backes 1989: 103). Radikalismus und Radikalisierung sind aber 


